
In der Entscheidung Gha-
oui gegen Frankreich geht 
es um den lebensgefähr-

denden Waffengebrauch ei-
nes Polizisten in einer Not -
hilfesituation.  

Das Thema Hate-Crime 
und die Wesentlichkeit der 
Beachtung von Motiven bei 
Hassverbrechen soll anhand 
des Urteils Hannovs gegen 
Lettland aufgegriffen wer-
den.  

Das Urteil H. T. gegen 
Deutschland und Griechen-
land befasst sich mit un-
menschlichen Anhaltebedin-
gungen im Zusammenhang 
mit einer Abschiebung.  

 
Einsatz von Waffengewalt 

in Nothilfe. Im Fall Ghaoui 
gegen Frankreich, (Nr. 
41208/21, vom 16. Jänner 
2025), befanden sich der 
Beschwerdeführer und sein 
Begleiter in der Nacht des 
15. April 2009 auf einem 
Parkplatz. Sie fielen einer 
Polizeistreife auf, da sie ei-
nen verdächtigen Eindruck 
erweckten. Später stellte 
sich heraus, dass der Be-
schwerdeführer Geld im 
Rahmen eines Drogenhan-
dels transportieren sollte.  

Die Beamten beschlossen 
aufgrund des Verhaltens der 
beiden Männer, diese zu 
kontrollieren. Als die Män-
ner die Polizisten bemerkten, 
stiegen sie in ihre Autos. Der 
Beschwerdeführer startete 
und fuhr, trotz der Aufforde-
rung anzuhalten, auf einen 
der Polizisten zu. Ein ande-
rer Beamter ging davon aus, 
dass sein Kollege von dem 
fahrenden Auto erfasst wer-
den würde, und gab zwei 
Schüsse in Richtung des 
Fahrers ab. Trotz einer Aus-
weichbewegung wurde der 
Polizist vom Auto des Be-
schwerdeführers erfasst und 

verletzt. Eine der Kugeln 
traf den Beschwerdeführer 
und verletzte diesen. Er 
wurde in ein Krankenhaus 
gebracht. Die Ärzte stellten 
eine Rückenmarksverlet-
zung fest, die eine Quer-
schnittslähmung der unteren 
Gliedmaßen nach sich zog. 
Vor dem EGMR behauptete 
der Beschwerdeführer eine 
Verletzung von Art. 2 EM-
RK (Recht auf Leben) und 
brachte vor, dass der Waf-
fengebrauch weder unbe-
dingt erforderlich noch ver-
hältnismäßig gewesen sei.  

Der EGMR sah keine 
Verletzung des „Rechts auf 
Leben“: Art. 2 EMRK ist 
auch dann anwendbar, wenn 
kein Tod eingetreten ist, 
aber die Gewaltanwendung 
lebensgefährlich war. Das 
war hier der Fall. Damit ei-
ne Gewaltanwendung nach 
Art. 2 EMRK gerechtfertigt 
ist, muss sie unbedingt er-
forderlich sein, um eines der 
in Abs. 2 leg. Cit. genannten 
Ziele zu erreichen. Gewalt-
anwendung durch Staatsbe-

dienstete kann gerechtfertigt 
sein, wenn sie auf einer in 
gutem Glauben und aus gut-
en Gründen getroffenen An-
nahme der Zulässigkeit im 
Zeitpunkt des Geschehens 
beruht, auch wenn sie sich 
später als falsch herausstellt.  

Da die Ausübung von 
Gewalt nicht in einem ge-
planten Einsatz erfolgte, 
mussten die Beamten ohne 
Vorbereitung auf die Situati-
on reagieren. Das Verhalten 
des Beschwerdeführers, der 
losfuhr und in Richtung ei-
nes der Polizisten beschleu-
nigte, konnte durch den an-
deren Beamten nachvoll-
ziehbar dahingehend inter-
pretiert werden, dass der 
Fahrer seinen Kollegen ram-
men würde.  

Der EGMR kam deswe-
gen zu dem Schluss, dass – 
auch wenn im gegenständli-
chen Fall die Folgen der Ge-
waltanwendung wegen der 
Querschnittslähmung dra-
matisch waren –, keine Ver-
letzung von Art 2 EMRK 
vorliege. Die Gewaltanwen-

dung wich nicht von dem 
ab, was als „unbedingt er-
forderlich“ angesehen wer-
den kann.  

 
Unzureichende Verfol-

gung eines Hassverbrech -
ens. Im Fall Hanovs gegen 
Lettland, (Nr. 40861/22, 
vom 18. Oktober 2024), 
wurde der Beschwerdefüh-
rer während eines Spazier-
gangs mit seinem Partner 
Opfer eines Hassverbre-
chens. Ein Mann schrie die 
beiden an, beleidigte sie mit 
Schimpfwörtern und ver-
suchte, sie zu schlagen. Der 
Beschwerdeführer konnte 
sich in ein Geschäft flüch-
ten, von dem aus er die Poli-
zei rief.  

Der Angreifer gab zu, die 
beiden Männer zuerst verbal 
und dann physisch angegrif-
fen zu haben, da sie sich 
während des Spaziergehens 
an der Taille gehalten hat-
ten. Der Täter war der Mei-
nung, dies sei eine inakzep-
table öffentliche Zurschau-
stellung ihrer Zuneigung, 
die er unterbinden wollte. 
Gegen den Täter wurde eine 
geringfügige Verwaltungs-
strafe verhängt und das 
Strafverfahren eingestellt.  

Im Verfahren vor dem 
EGMR brachte der Be-
schwerdeführer vor, dass die 
Behörden ihrer Pflicht nicht 
nachgekommen seien, den 
gegen ihn verübten homo-
phoben Angriff zu verfol-
gen. Er sei in seinen Rech-
ten nach Art. 3 (Verbot der 
unmenschlichen oder er-
niedrigenden Behandlung), 
Art. 8 (Recht auf Achtung 
des Privat- und Familienle-
bens) und Art. 14 EMRK 
(Diskriminierungsverbot) 
verletzt worden.  

Der EGMR erkannte eine 
Verletzung von Art. 3, 8 und 
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Rechtsprechung des EGMR   
 

In drei Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) geht es um  
Themen, die auch für die Polizeiarbeit relevant sind. 
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Die längerfristige Anhaltung in einer Polizeidienststelle, die 
an sich nur für kurzfristige Anhaltung von Personen konzi-
piert ist, kann eine Verletzung von Art. 3 EMRK darstellen 



14 EMRK: Das Gericht 
stellte fest, dass, auch wenn 
der Beschwerdeführer letzt-
lich keine körperlichen Ver-
letzungen erlitten hatte, An-
griffe auf LGBTIQ-Perso-
nen, die durch den Ausdruck 
ihrer Zuneigung zueinander 
ausgelöst werden, eine Ver-
letzung der Menschenwürde 
darstellen. Die nationalen 
Behörden hatten die natio-
nalen strafrechtlichen Be-
stimmungen zum Schutz vor 
hassmotivierten Verbrechen 
derartig eng ausgelegt, dass 
der Angreifer weder ange-
klagt noch strafrechtlich 
verfolgt wurde. Die Tatsa-
che, dass gegen ihn eine 
Verwaltungsstrafe von 70 
Euro verhängt wurde, erfülle 
nicht die Verpflichtung des 
Staates sicherzustellen, dass 
homophobe Angriffe ange-
messen bekämpft und ver-
hindert werden – dies ers -
tens deswegen, da es zu kei-
ner Befassung mit dem 
Hass-Element des Angriffs 
kam, und zweitens, weil die 
Höhe der Geldbuße derartig 
gering war.  

Der hassmotivierte An-
griff wurde dadurch ver-
harmlost und mit einer ge-
ringfügigen Störung der öf-
fentlichen Ordnung gleich-
gesetzt. Der Staat kam nach 
Ansicht des EGMR seiner 
Verpflichtung nicht nach, 
die Menschenwürde und das 
Privatleben des Beschwer-
deführers zu schützen und 
ihn so vor einem diskrimi-
nierenden Angriff zu be-
wahren.  

 
Unmenschliche Haftbedin-

gungen – Im Fall H. T. ge-
gen Deutschland und Grie-
chenland, (Nr. 13337/19, 
vom 15. Oktober 2024), 
wurde ein syrischer Flücht-
ling, der spätere Beschwer-
deführer, unmittelbar nach 
seiner Ankunft in Griechen-
land festgenommen. Er 
stellte einen Antrag auf Asyl 
und wurde in einem Auf-
nahmezentrum unterge-
bracht. Angesichts der im 

Aufnahmezentrum  herr-
schenden schlechten Lebens-
bedingungen verließ der Be-
schwerdeführer Griechen-
land und kam nach Deutsch-
land. Dort wurde er auf-
grund seiner illegalen Ein-
reise und der Verwendung 
eines gefälschten Ausweises 
von der deutschen Polizei 
vorläufig festgenommen 
und seine Rücküberstellung 
nach Griechenland veran -

lasst, ohne den in Deutsch-
land gestellten Asylantrag 
zu registrieren. Nachdem 
der Beschwerdeführer in 
Griechenland angekommen 
war, wurde er erneut verhaf-
tet und in Aufnahmezentrum 
zurückgebracht. Zwei Be-
schwerden wegen menschen -
unwürdiger Haftbedingun-
gen beim zuständigen Ge-
richt in Griechenland wur-
den abgelehnt.  

Der Beschwerdeführer 
machte vor dem EGMR gel-
tend, dass die Bedingungen 
seiner Haft in Griechenland 
eine unmenschliche oder er-
niedrigende Behandlung 
gemäß Art. 3 EMRK darge-
stellt hätten. Außerdem be-
hauptete er, dass seine In-
haftierung in Griechenland 
willkürlich gewesen und er 
deswegen in seinem Recht 
nach Art. 5 EMRK (Recht 
auf Freiheit und Sicherheit) 
verletzt worden ist. Der 
EGMR sah das Verbot der 
erniedrigenden Behandlung 
als verletzt an, nicht jedoch 
das Recht auf Freiheit und 
Sicherheit: Wenn eine Poli-
zeidienststelle an sich nur 
für die kurz fris tige Unter-
bringung von Personen aus-
gelegt ist, ist die längerfristi-
ge Anhaltung über einen 
Zeitraum von ein bis drei 
Monaten zu beanstanden.  

Der Beschwerdeführer 
wurde für einen Zeitraum 
von zwei Monaten und sieb-
zehn Tagen in einer Polizei-
dienststelle inhaftiert, die als 
Einrichtung nicht so ange-
legt war, dass sie die erfor-
derliche Ausstattung für ei-
ne längere Haftdauer bot. 
Deswegen liegt im Ergebnis 
eine Verletzung von Art. 3 
EMRK vor. Die Haft des 
Beschwerdeführers kann als 
Freiheitsentziehung gemäß 
Art. 5 Abs. 1 lit. f EMRK 
qualifiziert werden.  

Ein nationales Gesetz 
lässt die Inhaftierung von 
Asylwerbern, gegen die eine 
verwaltungsrechtliche Aus-
weisungsentscheidung er-
gangen war, unter bestimm-
ten Umständen zu. Gegen 
den Beschwerdeführer lag 
eine Abschiebungsentschei-
dung vor. Seine Inhaftierung 
wurde nicht als willkürlich 
qualifiziert und Art. 5 EM-
RK wurde nicht verletzt. 
Die besprochenen Judikate 
sind für BMI-Bedienstete 
auf dem Infopoint Men-
schenrechte im BMI-Intra-
net ersichtlich.       

Valerie Zahradnik
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Kernaussagen 
 

• Art. 2 EMRK ist auch 
dann anwendbar, wenn kein 
Tod eingetreten ist, aber die 
Gewaltanwendung lebens-
gefährlich war. 
• Damit eine Gewaltanwen-
dung nach Art 2 gerechtfer-
tigt ist, muss sie unbedingt 
erforderlich sein, um eines 
der in Abs 2 genannten Zie-
le zu erreichen.  
• Gewaltanwendung durch 
Staatsbedienstete kann ge-
rechtfertigt sein, wenn sie 
auf einer in gutem Glauben 
und aus guten Gründen ge-
troffenen Annahme der 
Zulässigkeit im Zeitpunkt 
des Geschehens beruht, 
auch wenn sie sich später 
als falsch herausstellt. 

• Angriffe auf LGBTIQ-
Personen, die durch den 
Ausdruck ihrer Zuneigung 
zueinander ausgelöst wur-
den, stellen eine Verletzung 
der Menschenwürde dar.  
• Durch die bloße Verhän-
gung einer geringfügigen 
Verwaltungsstrafe und Ein-
stellung der strafrechtlichen 
Verfolgung, kommt der 
Staat seiner Verpflichtung 
zur wirksamen Untersu-
chung und Verfolgung ei-
nes Hassverbrechens nicht 
nach.  
• Die längerfristige Anhal-
tung in einer Polizeidienst-
stelle, die an sich nur für 
kurzfristige Anhaltung von 
Personen konzipiert ist, 
kann eine Verletzung von 
Art. 3 EMRK darstellen.  
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